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Mit der im Betreff genannten Mail wird erneut über die Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 13 der Gemeinde Horstedt informiert. Wesentliches Planungsziel ist die Schaffung der
planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine weitere wohnbauliche Entwicklung. Vorge-
sehen sind 25 Baugrundstücke. Dafür soll u. a. ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt
werden.
Das Plangebiet liegt am nördlichen Rand der Ortslage, östlich der Straße Mordende, süd-
lich der Straße Sickiweg, und schließt nördlich an den Geltungsbereich des Bebauungs-
planes Nr. 3 an. Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 2,6 ha.
Der aktuelle Flächennutzungsplan stellt das Plangebiet als Fläche für die Landwirtschaft
dar und soll im Wege der Berichtigung angepasst werden.

Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Horstedt wird auf der Grundlage der vorgeleg-
ten Planunterlagen aus landes- und regionalplanerischer Sicht wie folgt Stellung genom-
men:

Die im Zuge einer solchen Bauleitplanung maßgeblichen Ziele, Grundsätze und sonstigen
Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich insbesondere aus dem Landesentwick-
lungsplan Schleswig-Holstein - Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021,
GVOBI. Schl.-H. 2021 Seite 1409) - LEP-Fortschreibung 2021 - sowie dem Regional-
plan für den Planungsraum V (Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747} - RPI V. Darüber hinaus
sind die Teilforiischreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein 2010 Kapi-
tel 3.5.2 (Windenergie an Land) vom 06.10.2020 (LEP-Teilfortschreibung-VO, GVOBI.
Schl.-H. Seite 739) - LEP Wind - sowie die Teilaufstellung des Regionalplans für den Pla-
nungsraum I in Schleswig-Holstein Kapitel 5.8 (Windenergie an Land) vom 29.12.2020
(Regionalplan 1-Teilaufstellung-VO, GVOBI. Schl.-H. Seite 1082) - RPI Wind - maßgeb-
lich.

Zu dem Planvorhaben war zuletzt mit Mail vom 06.04.2021 Stellung genommen worden.
Darin war auf die Abstimmung innerhalb des Stadt-Umland-Bereiches von Husum hinge-
wiesen worden. Damit verbunden war auch ein Hinwirken auf den Abschluss einer neuen
Kooperationsvereinbarung. Zudem war auf die Überschreitung des wohnbaulichen Ent-
wicklungsrahmens hingewiesen worden.

Auf der Grundlage der vorliegenden Planunterlagen wird das Vorhaben wie folgt beurteilt:

Der Begründung ist zu entnehmen, dass der Prozess für die Erarbeitung einer neuen Ver-
einbarung innerhalb des Stadt-Umland-Bereiches von Husum seit Anfang 2020 nicht we-
sentlich weiter vorangetrieben worden ist. Die Stadt Husum hat daher mit Stellungnahme
vom 09.06.2022 auf den der Gemeinde Horstedt derzeit zur Verfügung stehenden wohn-
baulichen Entwicklungsrahmen hingewiesen und eine formelle Abstimmung als damit
überholt erklärt.
Hintergrund dabei ist, dass mit dem In-Kraft-Treten der Fortschreibung des Landesent-
wicklungsplanes 2010 im Dezember 2021 der Gemeinde ein neuer wohnbaulicher Ent-
wicklungsrahmen zur Verfügung steht. Dieser beträgt im Zeitraum bis 2036 zunächst 35
Wohneinheiten (WE), abzüglich der im Jahr 2022 erfolgten Baufertigstellungen und der
Entwicklungsmöglichkeiten im Innenbereich gemäß Kapitel 3.9 Abs. 4 LEP-Fortschreibung
2021.
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Zur Führung des Kompensationskatasters und des entsprechenden Okokontos bitte ich um Auf-
trag zurAusbuchung von 6.032 Ökopunkten, sobald der Bebauungsplan rechtskräftig ist.

Stellungnahme der Verkehrsabteilung:
Inwieweit eine Ausweisung der Erschließungsstraßeh als verkehrsberuhigter Bereich möglich ist,
werde ich nach Fertigstellung im Rahmen einer Verkehrsschau entscheiden.
Ich möchte bereits an dieser Stelle darauf hinweisen, dass eine Ausweisung als verkehrsberuhig-
ter Bereich nur möglich ist, wenn die Erschließungsstraße sich vom Ausbauzustand her deutlich
von anderen asphaltierten Straßen unterscheidet und dem Kraftfahrer der Eindruck vermittelt wird,
dass die Aufenthaltsfunktion in diesem Bereich überwiegt und dem Fahrzeugverkehr nur unterge-
ordnete Bedeutung zukommt. Weiterhin ist durch die bauliche Gestaltung darauf hinzuwirken, dass
lediglich Schrittgeschwindigkeit in diesem Bereich gefahren werden kann.

Stellungnahme des FD Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung, Planung:
Hinweise:

Ich weise beratend auf die nachfolgenden Punkte hin:

1. Text (Teil B): zum Maß der baulichen Nutzung: Satz 2 ist überflüssig, da die Zulässigkeit sich
bereits aus § 19 Abs. 4 BauNVO ergibt.

2. Die Rechtsgrundlage auf die Ordnungswidrigkeiten gem. LBO ist veraltet: es muss heißen § 84
LBO.

3. In den o.g. Hinweis fehlt der Bezug auf weitere Festsetzungen, die dem § 86 LBO zuzuordnen
sind, Z.B. die Regelungen zu Garten- und Spielhäusern und die Größen von Garagen. Ich emp-
fehle, dies zu ergänzen, da die Bußgeldvorschrift hierzu ansonsten nicht greift.

4. In dem o.g. Hinweis wird auf Regelungen zur „Sohlhöhe" eingegangen. Dies bleibt unklar. Ver-
mutlich sind die festgesetzten Sockelhöhen gemeint?

5. Es ist unklar auf welche Weise blickdichte Zäune eine Fläche von 25 m2 umschließen sollen.
Ist vielmehr eine Länge von 25 m gemeint?

Stellungnahme des Brandschutzes:
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans muss als Grundschutz eine Löschwasserversor-
gung von mindestens 48 m3/h für eine Dauer von zwei Stunden sichergestellt werden.
Zur Löschwasserentnahme sind an geeigneter Stelle Unterflurhydranten PN 16 nach DIN 3221
bzw. Überflurhydranten PN 16 nach DIN 3222 einzubauen. Die Abstände von Hydranten auf Lei-
tungen in Ortsnetzen, die auch der Löschwasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen dabei
150 m nicht übersteigen. Für den ersten Löschangriff muss in einer Entfernung von maximal 75 m
Lauflinie bis zum Zugang eines Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche eine Entnahme-
stelle (Hydrant) vorhanden sein.
Sofern die erforderliche Löschwassermenge für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht
allein über das öffentliche Wasserversorgungsnetz sichergestellt werdenkann, ist eine zusätzliche
unabhängige Versorgung (z.B. über Löschwasserbrunnen nach DIN 14220, offene Gewässer, un-
terirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14230) herzustellen.
Die Einzelheiten des Nachweises sind vor Ausführung mit der Bauaufsicht/Brandschutzdienststelle
abzustimmen.

Die geplante Stichstraße zur Erschließung der zentral gelegenen Grundstücke hat eine Länge von
ca. 60 m. Unter Bezug auf § 5 LBO ist am nördlichen Ende der Stichstraße eine Bewegungsfläche
für die Fahrzeuge der Feuerwehr mit einer Größe von mindestens 7 m x 12 m gemäß den Anforde-
rungen der Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr in Verbindung mit der DIN 14090.

Stellungnahme der unteren Bauaufsichtsbehörde:
Ich verweise auf meine Stellungnahme vom 14.01.2021.
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Sehr geehrte Frau Hansen,

wir danken für Ihr Schreiben vom 23. Februar 2023.

Wir haben die Unterlagen geprüft: Zum oben genannten Bebauungsplan gibt es unsererseits
keine Bedenken.

hlaben Sie weitere Fragen? Dann rufen Sie uns gerne an.

Mit freundlichen Grüßen

£^.
Referent für Stadtentwicklung
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Michael Lohmann
Leiter der IHK-Geschäftsstelle Nordfriesland
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